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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Dr. Nölling 
(SPD) 


2. Abgeordneter 

Dr. Nölling 
(SPD) 


3. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Versorgung der Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes durch die Versorgungs- 
anstalt des Bundes und der Länder (VBL) auch 
hinsichtlich der Zuwendungen nach den Maß- 
stäben der Beamtenversorgung zu regeln ist? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine einheitliche Regelung zwischen dem Lei- 
stungsrecht der VBL und den entsprechenden 
Vorschriften der kommunalen Zusatzversor- 
gungskassen herzustellen? 


Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß die von dem Bundesminister des 
Innern im Rahmen des Berichts über sein 
Arbeitsprogramm in der 7. Wahlperiode vor 
dem Innenausschuß des Deutschen Bundes- 
tages als regierungsseitig vorgesehene Lei- 
stungsverbesserungen zugunsten der Flüchtlin- 
ge aus Mitteldeutschland in bezug auf die 
Verzinsung ihrer Hauptentschädigungen und 
die Zahlung des Entwurzelungszuschlags nicht 
unter die Ziffer 11 des Stabilitätsprogramms 
der Bundesregierung fällt, da bei der Novel- 
lierung von Leistungsgesetzen im Haushalts- 
entwurf 1973 nur solche Leistungsverbesserun- 
gen zurückgestellt werden sollen, die von der 
Bundesregierung nicht vorgesehen waren? 


Trifft es zu, daß es im Zusammenhang mit der 
Aktion des Bundesgrenzschutzes vom 3. bis 
17. April 1973 im Oberfinanzbezirk Saarbrük- 
ken zu Grenzverletzungen durch BGS-Beamte 
gekommen ist? 


5. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Ist die Aktion des Bundesgrenzschutzes vom 
3. bis 17. April 1973 zuvor mit dem Bundes- 
ministerium der Finanzen abgestimmt wor- 
den? 


6. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Muß aus der Tatsache, daß das Bundesinnen- 
ministerium die im sogenannten Schrübbers- 
Bericht aus dem Jahre 1971 getroffene Fest- 
stellung, „die DKP setzt die Arbeit der ver- 
botenen KPD fort", dahin gehend abschwächt, 
es gebe keine „volle Identität", sondern ledig- 
lich „in einigen Bereichen eine gewisse Identi- 
tät" zwischen beiden Parteien, nicht der Schluß 
gezogen werden, daß die Bundesregierung als 
Folge ihrer Ost-Politik und einer Zusage des 
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7. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Dr. Glotz 
(SPD) 


9. Abgeordnete 

Frau 

Meermann 

(SPD) 

10. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Bundeskanzlers in Oreanda an den sowjeti- 
schen KP-Generalsekretär Breschnew über 
die legale Betätigung der DKP zu einem Wohl- 
verhalten gegenüber dieser Partei verpflichtet 
ist? 

Ist durch die offensichtlich enge Verbindung 
der DKP mit der SED und der KPdSU nicht 
die Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß die 
Deutsche Kommunistische Partei zumindest 
langfristig die Beseitigung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung der Bundesre- 
publik Deutschland mit Hilfe der kommunisti- 
schen Parteien des Ostblocks anstrebt und 
damit den Tatbestand der Verfassungsfeind- 
lichkeit erfüllt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der von der Bundesregierung angekündigte 
„Bericht über die Lage der Massenmedien" 
eine gute Grundlage für die weitere Gesetz- 
gebungsarbeit auf dem Gebiet der Medien- 
politik darstellen würde, und bis wann ist 
endgültig mit einer Veröffentlichung dieses 
Berichts zu rechnen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die für Be- 
amtinnen und Richterinnen geltenden Rege- 
lungen bei Teilzeitbeschäftigung auch auf 
männliche Beamte und Richter auszudehnen? 

Wie lauten konkret und wie beurteilt die Bun- 
desregierung die Erkenntnisse Jülicher und 
Karlsruher Wissenschaftler, nach denen künf- 
tig keine Kernkraftwerke mehr mit Flußwasser 
als Kühlung gebaut werden sollen? 

Welche Pläne besitzt oder entwickelt die Bun- 
desregierung, um die Standorte für Kernkraft- 
werke mit den Erfordernissen des Umwelt- 
schutzes abzustimmen, und welche Auswirkun- 
gen sollen diese Erwägungen auf das Geneh- 
migungsverfahren haben? 

Will die Bundesregierung die konkurrierende 
Besoldungskompetenz auch für diejenigen 
Ämter aufrechterhalten, die landesrechtliche 
Besonderheiten darstellen und für die daher 
ein Bedürfnis für eine bundeseinheitliche Re- 
gelung nicht besteht (z. B. Flußmeisterlaufbahn 
in Bayern), und wie gedenkt sie, dieses Pro- 
blem zu lösen? 

In welcher Weise und bis zu welchem Zeit- 
punkt gedenkt die Bundesregierung, die be- 
stehenden Leistungsdifferenzen zwischen Ren- 
tenversicherung einerseits und Beamtenver- 
sorgung andererseits bei jeweils vergleich- 
baren Funktionen ehemals im öffentlichen 
Dienst Beschäftigter auszugleichen? 
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14. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


15. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


16. Abgeordneter 
Röhner 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 

Wittgenstein- 

Hohenstein 

(CDU/CSU) 

21. Abgeordneter 
Breidbach 
(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, sich zu ver- 
halten, wenn von Arbeitern und Angestellten 
der verschiedenen Verwaltungen die Übernah- 
me ins Beamtenverhältnis organisiert verwei- 
gert wird, da die ungleiche Behandlung von 
Angestellten und Arbeitern (vor allem im tech- 
nischen Bereich) einerseits im Verhältnis zu 
den Beamten andererseits bei der Übernahme 
in das Beamtenverhältnis unmittelbar zu Ein- 
kommensverschlechterungen führt? 

Ist die Bundesregierung bereit, Tarifvereinba- 
rungen abzuschließen, um für Arbeiter und 
Angestellte die gleichen Aufstiegsverhältnisse 
zu schaffen wie für Beamte? 

Bestehen seitens der Bundesregierung Pläne 
oder Überlegungen, den Tag der Deutschen 
Einheit künftig als gesetzlichen Feiertag auf- 
zuheben oder zu ändern, nachdem von der Bun- 
desregierung zum 20. Jahrestag des 17. Juni 
bisher weder offizielle Veranstaltungen vor- 
gesehen sind, noch die sie tragenden Koali- 
tionsparteien sich an der Veranstaltung dieses 
Jahrestages in Berlin beteiligen wollen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Aus- 
gang der Gespräche zwischen dem Deutschen 
Sportbund und dem Deutschen Turn- und 
Sportbund vom 14. März 1973 in Dresden und 
vom 10. Mai 1973 in Frankfurt? 

Wird die Bundesregierung Bundesminister 
Bahr beauftragen, die Weigerung der DDR- 
Sportführung, West-Berlin vorbehaltlos in alle 
Vereinbarungen zwischen dem DSB und dem 
DTSB einzubeziehen, bei seinem nächsten Ge- 
spräch mit Herrn Staatssekretär Kohl zu erör- 
tern und auf eine dem Geist des Berlin-Ab- 
kommens entsprechende Lösung zu drängen? 

Was ist unternommen worden, um Frankreich 
zu veranlassen, sowohl das Kernkraftwerk 
Fessenheim im Elsaß als auch das für einen 
noch offenen weiteren Standort am Rhein ge- 
plante Kernkraftwerk mit Kühltürmen auszu- 
statten, und zu welchem Ergebnis haben die 
bisherigen Bemühungen geführt? 

Welche Auswirkungen auf die Wärmelast des 
Rheins werden für den Fall erwartet, daß 
Frankreich sich endgültig weigert, die Kern- 
kraftwerke mit Kühltürmen zu versehen? 


Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um eine Anrechnung der in Entwick- 
lungshilfediensten verbrachten Zeiten bei 
einem späteren Eintritt in den öffent- 
lichen Dienst sicherzustellen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, über den 
Stand der Arbeiten in der von ihr am 9. Mai 
1972 eingesetzten „Unternehmenskommission" 
(vgl. „Recht-Informationen des Bundesmini- 
sters für Justiz" Nr. 44 und 45 vom 9. Mai 
1972) Bericht zu erstatten, insbesondere im 
Hinblick daraufhin, ob die Kommission bereits 
„das Bundesministerium der Justiz bei der 
notwendigen Fortentwicklung des Gesell- 
schaftsrechts zu einem umfassenden Unterneh- 
mensrecht beraten hat", und welche „Vorschlä- 
ge für die zu diesem Zweck erforderlichen 
Änderungen des Gesellschaftsrechts" der Bun- 
desregierung gemacht worden sind? 

Falls der Bundesregierung noch keine Vor- 
schläge gemacht worden sind, womit hat sich 
die Kommission bisher beschäftigt, und zu wel- 
chen vorläufigen Schlußfolgerungen wenig- 
stens auf Teilgebieten ist die Kommission ge- 
kommen? 

Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten 
bekannt, die Mitbürgern entstehen, wenn sie 
unvorhergesehen einen Platz in einem Pflege- 
oder Altenheim in Anspruch nehmen müssen, 
obwohl für die bisherige Wohnung ein lang- 
fristiger Mietvertrag abgeschlossen war, und 
wie gedenkt sie, Abhilfe zu schaffen? 

Welches Ergebnis hatten die von der Bundes- 
regierung zugesagten Beobachtungen zum 
Problem der Kündigung von langfristigen 
Mietverträgen bei Versetzung oder Aufnahme 
in eine Anstalt oder ein Heim — Anlage 38 
des Stenographischen Berichts der 38. Sitzung 
des 6. Deutschen Bundestages — , und wird sie 
nunmehr gesetzgeberische Maßnahmen Vor- 
schlägen? 

Durch wen, wann, durch welches Schreiben 
und aufgrund welcher Rechtsvorschrift wurde 
die Stadt München von der Bundesregierung 
oder einer anderen Bundesbehörde beauftragt 
und ermächtigt, für das in München zu errich- 
tende Europäische Patentamt im eigenen Na- 
men Grundflächen für die Bundesrepublik 
Deutschland zu enteignen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


27. Abgeordnete 

Frau Dr. Neu- 
meister 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung andere als fiskalische 
Gründe dafür, daß sie bei der von ihr noch 
für dieses Jahr angekündigten Neuordnung 
des Arzneimittelmarkts — anders als z. B. in 
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28. Abgeordnete 

Frau Dr. Neu- 
meister 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Dr. Graf Lambs- 
dorff 
(FDP) 

31. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 

(SPD) 


32. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 

(SPD) 


Großbritannien, Italien, Belgien und Hol- 
land — bis jetzt offenbar weder an eine Wie- 
dereinführung der bis 1968 bei uns geltenden 
Umsatzsteuerfreiheit der Kassenlieferungen 
der Apotheken noch an eine Ermäßigung des 
derzeitigen Mehrwertsteuersatzes von 11% 
auf Arzneimittel denkt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die kürz- 
lich bekanntgewordenen Berechnungen, wo- 
nach unter Berücksichtigung des — 1971 schon 
1,5 Milliarden DM betragenden — Verwal- 
tungsaufwands der gesetzlichen Krankenkas- 
sen für wirksame Preisverhandlungen mit den 
Arzneimittelherstellern letztlich selbst bei re- 
lativ einschneidenden Preisreglementierungen 
die Einsparungen der Krankenkassen auf Jah- 
re hinaus geringer wären als bei einem Weg- 
fall der Mehrwertsteuer? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
des Gesetzes über die Abwicklung der unter 
Sonderverwaltung stehenden Vermögen von 
Kreditinstituten, Versichcrungsunternehmen 
und Bausparkassen vorzunehmen, die es der 
Ausgleichsverwaltung ermöglicht, mit der Aus- 
zahlung an die Berechtigten unverzüglich zu 
beginnen? 

Wie hoch beziffert die Bundesregierung die 
Steuerausfälle der öffentlichen Hände die jähr- 
lich durch das Prinzip der Gemeinnützigkeit im 
Wohnungsbau entstehen? 

Sieht die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß die Unterhaltsverpflichtungen bei 
der Ermittlung des zu versteuernden Einkom- 
mens nur sehr unvollständig berücksichtigt 
werden und die zusätzliche Stabilitätsabgabe 
daher für Unterhaltszahler mit doppelten 
Haushaltsverpflichtungen, wie zum Beispiel 
geschiedene Väter, eine außerordentliche Här- 
te bedeuten kann, die Möglichkeit, hinsichtlich 
des bei der Berechnung der Stabilitätsabgabe 
nicht berücksichtigten Teils der Unterhaltsver- 
pflichtungen eine Billigkcitsmaßnahme nach 
§131 AO zu gewähren? 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
für Unterhaltsverpflichtete mit höheren Ein- 
kommen die Erhebung der Stabilitätsabgabe 
eine „objektivere Härte" darstelit, da bei der 
Ausgestaltung des § 33 a EStG die Erhöhung 
der Steuerlast durch die Stabilitätsabgabe nicht 
berücksichtigt worden ist, so daß für die 
Unterhaltsverpflichteten durch die Minderung 
des verfügbaren Einkommens bei gleichblei- 
bender Höhe der Unterhaltspflicht und des 
davon höchstens absetzbaren Anteils eine dop- 
pelte Verschlechterung eingetreten ist? 
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33. Abgeordneter 

Peiter 

(SPD) 

34. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


Wieviele Bankinstitute gibt es in der Bundes- 
republik, die nicht einem Garantieverband 
angeschlossen sind? 

Können Bauwillige für ein Familienheim damit 
rechnen, daß die bis 1. Mai 1974 ausgesetzte 
Finanzierungshilfe durch die Sonderabschrei- 
bung nach § 7 b EStG ab 1. Mai 1974 in unver- 
änderter Form weitgeführt wird, oder besteht 
Anlaß zu der Meinung, daß nach dem 1. Mai 
1974 die Regelung des § 7b EStG überhaupt 
nicht mehr oder nur in veränderter bzw. stark 
einschränkender Form gelten könnte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die struk- 
turpolitischen Wirkungen der geplanten Mine- 
ralölsteuererhöhung für die wirtschaftsschwa- 
chen, revierfernen und ländlichen Räume an- 
gesichts der Tatsache, daß die Transportkosten 
für die Wirtschaft und die Bevölkerung in die- 
sen Räumen ein entscheidender ökonomischer 
Faktor sind? 

Wie erklärt die Bundesregierung den auf- 
fallend hohen Anteil des Werkverkehrs in 
revierfernen und wirtschaftsschwachen Räu- 
men? 


37. Abgeordneter 

Dr. Warnke 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 

39. Abgeordneter 

Sick 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 

Dr. Warnke 


(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wären nach Ansicht der 
Bundesregierung geeignet, die durch die ge- 
geplanten steuerpolitischen Maßnahmen her- 
beigeführten überproportionalen Belastungen 
der Bevölkerung und der Wirtschaft in revier- 
fernen und wirtschaftsschwachen Räumen aus- 
zugleichen? 

In welchem Umfang werden die Mineralöl- 
steuermittel, die dem Straßenbau entzogen 
werden, zu Gunsten des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs eingesetzt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die hohen Transportkosten einerseits und 
die relativ schlechte Versorgung des flachen 
Landes mit öffentlichen Verkehrsmitteln ande- 
rerseits ein wesentlicher Grund für die Ab- 
wanderung der Bevölkerung aus diesen Ge- 
bieten in die Ballungsräume ist? 

Wie will die Bundesregierung der Tatsache 
Rechnung tragen, daß das Auto für die Be- 
völkerung in weniger dicht besiedelten und 
wirtschaftsschwachen Räumen eine entschei- 
dende Voraussetzung für die Verbesserung 
der Lebensqualität darstellt? 

Wie will die Bundesregierung ihrem mehr- 
fachen Versprechen gerecht werden, daß der 
Straßenbau in ländlichen Raumen forciert 
wird? 
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42. Abgeordneter Nach welchen Kriterien hat die Bundesregie- 
Handlos rung die Kürzung von 740 Millionen DM 

(CDU/CSU) Straßenbaumittel den einzelnen Bundeslän- 

dern angelastet? 


43. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
eine differenzierte Kilometerpauschale eine 
geeignete Maßnahme sein könnte, die der un- 
terschiedlichen Bedeutung des Autos für die 
Verbesserung der Lebensqualität in der Stadt 
und auf dem Lande Rechnung trägt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


44. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 

Dr* Fuchs 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der EWG 
dafür einzutreten, daß bei ständig steigendem 
Energiebedarf die Kohleproduktion durch ein 
Langzeitprogramm so abgesichert wird, daß 
sie als stabilisierender Faktor auf wirtschafts- 
und sozialpolitischem Gebiet voll zur Wir- 
kung kommt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der steuerlichen und der stabili- 
tätspolitischen Maßnahmen auf die Gesamt- 
entwicklung der Fördergebiete, insbesondere 
des Zonenrandgebiets? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung ggf. zu ergreifen um sicherzustellen, 
daß die Verbesserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und der Infrastruktur planmäßig 
und ohne Beeinträchtigung weitergeführt wer- 
den kann, um für die Bürger dieser Gebiete 
möglichste Chancengleichheit herbeizuführen? 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Diffe- 
renzierung bei den Konjunkturdämpfungs- 
maßnahmen der Tatsache Rechnung zu tragen, 
daß in wirtschaftlich schwachen Räumen, ins- 
besondere im nordoberpfälzischen Raum, die 
Tiefbauindustrie schon seit Monaten eine Pe- 
riode der Rezession durchzustehen hat und 
hunderte von Arbeitsplätzen auf das Schwer- 
ste gefährdet sind? 


Hält die Bundesregierung die von gewerk- 
schaftlicher Seite immer häufiger auftauchende 
Forderung, auf gesetzgeberischem Weg und 
durch Änderung der Bauvergabepraxis Preis- 
absprachen der Unternehmer im Bausektor zu 
verhindern, für berechtigt, und welche Mög- 
lichkeiten sieht die Bundesregierung gegebe- 
nenfalls, solchen Mißständen wirksamer abzu- 
helfen als seither? 
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49. Abgeordneter Ist aus der Tatsache, daß das sogenannte Sta- 
Dr. Jobst bilitätsprogramm der Bundesregierung die 

(CDU/CSU) wirtschaftsschwachen, revierfernen und ländli- 

chen Räume besonders hart trifft, zu schließen, 
daß die Bundesregierung die konjunkturellen 
Spannungen in diesen Regionen als besonders 
bedrohlich für die weitere Preisentwicklung 
ansieht? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
durch die Energiekrise in den Vereinigten 
Staaten mit bedingte Verknappung an Ver- 
gaserkraftstoffen auf dem westeuropäischen 
Markt die Existenz von 25 000 unabhängigen 
mittelständischen Mineralölhändlern und Be- 
schäftigten bedroht, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um die weitere Versor- 
gung der zu diesem mittelständischen Kreis 
gehörenden rund 6000 Freien Tankstellen mit 
Vergaserkraftstoffen zu wirtschaftlich vertret- 
baren Bedingungen sicherzustellen? 


Ist das angekündigte Energiekonzept der Bun- 
desregierung schon so weit gediehen, daß 
seine Grundzüge in Kürze bekannt gemacht 
werden können, und sind in dieses Konzept 
auch Überlegungen zur Erhaltung mittelstän- 
discher Existenzen im Mineralölsektor enthal- 
ten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, die Sicherheit der Stromversorgung 
in der Bundesrepublik Deutschland durch ver- 
stärkten Bau von Kraftwerken mit bivalenter 
Beschickungsmöglichkeit (Erdöl oder Kohle) 
zu erhöhen, um in Hochpreiszeiten und evtl. 
Krisensituationen einen höheren Anteil der 
Stromversorgung aus einheimischer Kohle zu 
erhalten? 


53. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, und wenn ja, 
Frau Dr. Riedel- in welcher Weise, die internationale Zusam- 
Martiny menarbeit der Verbraucherverbände im Rah- 

(SPD) men der Europäischen Gemeinschaften zu un- 

terstützen? 


54. Abgeordneter Treffen Meldungen des oder ähnlichen Inhalts 
Dr. Kunz zu, daß die polnische Regierung mit Bundes- 

( Weiden) kanzler Brandt ein Abkommen, eine Abma- 

(CDU/CSU) chung oder Vereinbarung getroffen hat, wo- 

nach die oberschlesische Bergwerksgesellschaft 
oder eine entsprechende polnische Organisa- 
tion künftig teilweise die Versorgung der 
Stahlindustrie an der Ruhr mit Koks über- 
nehmen soll? 


52. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 



50. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Trifft es zu, daß eine direkte Beteiligung des 
(ehemaligen) Bundesbeauftragten für Natur- 
schutz, Herrn Prof. Dr. Grzimek, an der Erstel- 
lung des vom Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten erarbeiteten 
Gesetzentwurfes für Naturschutz und Land- 
schaftspflege nicht stattfand, obwohl zugesagt 
worden war, den Bundesbeauftragten direkt 
einzuschalten, direkt ein Gespräch hierüber 
mit dem Minister zu führen, die Arbeitsgruppe 
„Stein“ zu gemeinsamen Sitzungen mit der 
Arbeitsgruppe des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten zu laden 
und schließlich wenigstens nach der Fertigstel- 
lung des Entwurfs im Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ein ab- 
schließendes Gespräch zu führen und das Für 
und Wider des Gesetzentwurfes sowie einen 
Vergleich mit dem Stein-Entwurf zu erörtern, 
und welche Gründe liegen hierfür gegebenen- 
falls vor? 

Trifft es zu, daß andere Gesetzentwürfe - wie 
z. B. der Gesetzentwurf für das Bundeswald- 
gesetz, Konzeptionen zur Novellierung des 
Jagdrechts — an den Bundesbeauftragten gar 
nicht übersandt wurden, sondern erst, nach- 
dem der Bundesbeauftragte davon in der Pres- 
se erfuhr, angefordert werden mußten, trotz- 
dem beides durchaus naturschutzrelavente Ma- 
terie enthielt, und wie erklärt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls derartige Vorkomm- 
nisse? 

57. Abgeordnete Ist damit zu rechnen, daß das Bundesministe- 
Frau Dr. Riedel- rium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
Martiny sten einen Forschungsauftrag vergibt, der die 

(SPD) Versorgung des ländlichen Raumes mit Gütern 

des primären Bedarfes untersucht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

58. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
Dr. Weber wirtschaftliche Lage eines großen Teils der 

(Köln) Betriebskrankenkassen so verschlechtert hat, 

(SPD) daß der Aktivversicherte einen unzumutbar 

großen Teil der Lasten der Rentner mittragen 
muß, und welche Maßnahmen will die Bundes- 
regierung ergreifen, um entweder den Bundes- 
zuschuß wieder auf 80% zu erhöhen oder sonst 
einen Ausgleich unter den Betriebskranken- 
kassen herbeizuführen? 



55. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 
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59. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein Hochschullehrer von der 
Hansen Kommission für wirtschaftlichen und sozialen 

(SPD) Wandel vor über zweieinhalb Jahren einen 

Forschungsauftrag zu dem Thema „Aufberei- 
tung von empirischen Befunden zum Freizeit- 
verhalten" übernommen, dafür Geld erhalten, 
aber trotz vielfältiger Mahnungen bis zum 
heutigen Tag keine Leistung erbracht hat? 


60. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung das ent- 
Immer täuschende Ergebnis der Inanspruchnahme ei- 

(SPD) ner kostenlosen Vorsorgeuntersuchung zurück, 

und wie kann das Ergebnis verbessert werden? 


61. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung seinerzeit darauf verzichtet, gut ausge- 
stattete Diagnosezentren (möglicherweise — 
wie bei Röntgen-Reihenuntersuchungen — mo- 
bile) vorrangig für die Vorsorgeuntersuchun- 
gen nutzbar zu machen und ihre Verbreitung 
zu fördern und statt dessen die Sozialversiche- 
rungspflichtigen auf die frei praktizierenden 
Ärzte mit zum Teil unzureichenden Einrich- 
tungen und Fachkenntnissen verwiesen? 


62. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Presse- 
verlautbarungen, daß auf Grund fehlender 
Koordinierung abgeleistete Berufsgrundbil- 
dungsjahre bei einer Ausbildung in den neuen 
Elektro-Berufen nicht angerechnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


63. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, entspre- 
chend der Empfehlung der 18. Jahrestagung 
der Nordatlantischen Versammlung, den Ge- 
danken einer gemeinsamen Ausbildung der 
Piloten aus den Ländern der Euro-Gruppe, die 
das Mehrzweckkampfflugzeug MRCA einfüh- 
ren werden, in einem gemeinsamen Ausbil- 
dungszentrum nachdrücklich zu verfolgen, und 
wie beurteilt sie die Realisierbarkeit und die 
Nützlichkeit einer gemeinsamen Ausbildung 
von Hubschrauberpiloten von Ländern der 
Euro-Gruppe? 


64. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Abhaltung ge- 
meinsamer Übungsmanöver von Streitkräften 
der Länder der Euro-Gruppe für militärisch 
sinnvoll und einer stärkeren Integration dieser 
Streitkräfte dienlich? 
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65. Abgeordneter 

Dr. Oetting 

(SPD) 


66. Abgeordneter 

Dr. Oetting 

(SPD) 


67. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 

68. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 

69. Abgeordneter 

Pawelczyk 

(SPD) 


70. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Dr. Hornhues 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 

Dr. Hornhues 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen 
zu tun, daß ein Berufssoldat, der z. B. als 
Hauptmann bis zu seinem 52. Lebensjahr freie 
Heilfürsorge genießt, nach seinem Ausscheiden 
aus der Bundeswehr wegen des mit seinem 
Alter verbundenen hohen Morbiditätsrisikos 
nur zu vergleichsweise hohen Kosten in eine 
private Krankenversicherung eintreten kann? 

Hält es die Bundesregierung nicht für unge- 
recht, daß Disziplinarstrafen bei Wehrpflich- 
tigen bereits nach einem Jahr, bei Zeit- und 
Berufssoldaten aber erst nach drei Jahren aus 
den Personalakten getilgt werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
wicklung geräuscharmer Triebwerke für Dü- 
senjäger? 

Nach welchen Grundsätzen werden Übungs- 
flugräume für schnellfliegende Flugzeuge fest- 
gelegt? 

Ist es richtig, daß das Verteidigungsministe- 
rium — wie der Bund der Steuerzahler behaup- 
tet — Bilder des Bundesministers der Vertei- 
digung anfertigen ließ und dafür einen Betrag 
von über 100 000 DM aufgewendet hat? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
aufgrund des immer notwendiger werdenden 
Betriebshelfereinsatzes in der Landwirtschaft, 
aber bei dem Mangel an Ersatzkräften, die 
Einsatzwilligen bei langfristiger Verpflichtung 
vom Wehrdienst freizustellen? 

Ist es rechtlich gegenwärtig völlig ausge- 
schlossen, einen Notarztwagen der Bundes- 
wehr bei der generellen Verwendung für zivile 
Zwecke von Zivilpersonen fahren zu lassen, 
auch wenn von kommunaler Seite versiche- 
rungstechnisch für eventuelle Schäden aufge- 
kommen wird? 

Sollte die Besetzung eines Notarztwagens der 
Bundeswehr mit zivilem Fahrer gegenwärtig 
rechtlich ausgeschlossen sein: besteht die Ab- 
sicht, einen solchen Einsatz künftig zu ermög- 
lichen, wenn ein großes öffentliches Interesse 
vorliegt, und ein solcher Einsatz auch im In- 
teresse der Bundeswehr liegt? 

Trifft es zu, daß von seiten des Bundesver- 
teidigungsministeriums Anweisung erging, 
Angehörige der Bundeswehr, die sich anläßlich 
der Vorbereitung und Durchführung der 20. 
Olympischen Spiele in Kiel, München und den 
übrigen Austragungsorten besonders verdient 
gemacht haben, von seiten der Bundesregie- 
rung auszuzeichnen, und wenn ja, bis zu wel- 
chem Zeitpunkt kann damit gerechnet werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


74. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Progno- 
Ziegler se des zweiten Vorsitzenden des Verbands 

(CDU/CSU) leitender Krankenhausärzte, daß die Kranken- 

hauskosten pro Patient und Tag in den näch- 
sten 12 Jahren auf rund 500 DM steigen wer- 
den und wie sollen nach Ansicht der Bundes- 
regierung die Krankenkassen die voraussicht- 
lichen Kostensteigerungen bewältigen? 

Warum bleibt ab dem 1. Juli 1973 der Konser- 
vierungsstoff Diäthyldicarbonat (Baycovin) für 
die Herstellung von Limonade weiterhin zu- 
gelassen, nachdem dieser krebsverdächtige 
Zusatz durch eine Verordnung für Wein ver- 
boten worden ist? 

76. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
Müller mit künftig solche Zusätze auch in Erfri- 

(Schweinfurt) schungsgetränken nicht mehr verwandt wer- 
(SPD) den dürfen, zumal die Verbrauchsmengen 

wesentlich höher liegen als bei Wein? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der But- 
terverbrauch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land deshalb laufend zurückgeht, weil die 
Meinung in der Bevölkerung vorherrscht, daß 
der Verbrauch von Butter gesundheitsschäd- 
lich sei, so daß sich quer durch unser Volk 
eine Angstschwelle entwickelt hat, und ist die 
Bundesregierung bereit, schnellstens ein neu- 
trales Gutachten erstellen zu lassen, welches 
darüber Klarheit bringt, inwieweit sich Butter- 
verbrauch gesundheitsschädlich bzw. gesund- 
heitsfördernd auswirkt? 


Wie hoch war in den vergangenen 4 Jahren 
die Zahl der Auswanderer aus der Bundes- 
republik Deutschland nach Südafrika, und in- 
wieweit wird die Auswanderung in dieses 
Zielgebiet durch Beratung amtlicherseits ge- 
fördert? 


79. Abgeordneter Welche Erfahrungen wurden bisher bei durdi- 

Josten geführten Untersuchungen bezüglich des Dro- 

(CDU/CSU) gengebrauchs von Schülern in den einzelnen 

Bundesländern gemacht? 

80. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Josten rung zu ergreifen, um den Erwerb und Genuß 

(CDU/CSU) von Rauschmitteln aller Art bei Schülern zu 

unterbinden? 


78. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 



75. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


81. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Reiser das Personenbeförderungsgesetz derart zu er- 

(SPD) weitern, daß auch ein Rauchverbot in Taxis 

zulässig wird? 


82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Wernitz die Rechtsgrundlagen für den Bahnpolizei- 

(SPD) dienst und für den Fahndungsdienst der Deut- 

schen Bundesbahn ausreichend sind? 


83. Abgeordneter Wie weit sind gegebenenfalls Bemühungen 

Dr. Wernitz der Bundesregierung gediehen, Bahnpolizei 

(SPD) und Fahndungsdienst im Allgemeinen Eisen- 

bahngesetz und in einem entsprechenden 
Nachfolgegesetz konkret zu legalisieren? 

84. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 

Seefeld rung, der Ankündigung der Fluglotsen zu be- 

(SPD) gegnen, in den kommenden Urlaubsmonaten 

erneut einen Bummelstreik durchzuführen? 


85. Abgeordneter Was ist der Bundesregierung über die Zahl 
Dr. Marx jener Personen bekannt, die von Organen der 

(CDU/CSU) DDR gehindert worden sind, die „Transitwege" 

nach Berlin zu benutzen, die auf diesen Wegen 
festgenommen oder zurückgeschickt worden 
sind, und welche Gründe sind hierfür genannt 
worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


86. Abgeordneter Aus welchem Grund hat die Bundesregierung 
Dr. Schneider bisher von der Ermächtigung zum Erlaß einer 

(CDU/CSU) Rechtsverordnung nach § 91 Nr. 3 bis 6 des 

Städtebauförderungsgesetzes noch keinen Ge- 
brauch gemacht, nachdem dieses Gesetz bereits 
am 1. August 1971 in Kraft getreten ist, und ist 
die Ursache darin zu suchen, daß die in § 41 
des Städtebauförderungsgesetzes getroffene 
Regelung über die Erhebung der Ausgleichs- 
beträge nicht praktikabel und deshalb auch 
nicht normierbar ist? 


87. Abgeordneter Waren Bundesminister Vogel zum Zeitpunkt 
Kiechle seiner Veröffentlichung über Folgewirkungen 

(CDU/CSU) von Düngungsmaßnahmen in der Zeitschrift 
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„Das Leben" (Stenographischer Bericht 24. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages S. 1188, An- 
lage 37) Veröffentlichungen bekannt, die in 
„Berichte über Landwirtschaft" herausgegeben 
vom Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, Nr. 50/1972, Seite 488 
bis 501, erschienen sind, und wie läßt sich die 
Meinungsäußerung des Bundesministers Vogel 
mit dem wissenschaftlichen Inhalt dieser amt- 
lichen Dokumentation vereinbaren? 


88. Abgeordneter Warum hat Bundesminister Vogel Äußerungen 
Kiechle eines Fachmannes für Petrochemie - — wie Pro- 

(CDU/CSU) fessor Pauli und einiger anderer — zur allei- 

nigen Grundlage seiner Behauptungen ge- 
macht, ohne die kompetente Meinung anderer 
zuständiger Wissenschafter und wissenschaft- 
licher Institute, wie Dr. J. Debruck vom Insti- 
tut für Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung der 
Justus-Liebig-Universität, Dr. Siegel, vom Ver- 
band Deutscher Landwirtschaftlicher Untersu- 
chungs- und Forschungsanstalten, Bericht im 
FAO Soils Bulletin 16/1972 von der FAO und 
Swedisch International Development Authori- 
ty zum Thema „Effects of intensive Fertilizer 
use on the Human Environment", Professor 
Dr. Willy Wirths, Max Planck-Institut für Er- 
nährungsphysiologie Dortmund und vieler 
anderer zu berücksichtigen? 


89. Abgeordneter 
Batz 


(SPD) 


Trifft die Behauptung zu, der Bund würde sich 
nur noch mit einem Sechstel an der Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues in Bayern betei- 
ligen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


90. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge die 
DDR-Regierung eine Reihe von Orten im 
grenznahen Bereich aus dem vereinbarten 
kleinen Grenzverkehr wieder ausklammern 
will, und wenn ja, mit welcher Begründung 
erfolgt diese Ausklammerung, und sieht die 
Bundesregierung diese Maßnahme als in Über- 
einstimmung mit den Vereinbarungen des 
Grundvertrags an? 


91. Abgeordneter Welche Antworten haben Stadtverwaltungen 
Dr. Marx in der DDR auf die Bemühungen von Städten 

(CDU/CSU) in unserem Teil Deutschlands nach Städtepart- 

nerschaften bisher erteilt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


92. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


96. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der Datenverarbeitung zu, und wie beurteilt 
sie in diesem Zusammenhang die Gebühren- 
politik der Deutschen Bundespost? 

Wie hoch sind die Gebühren für Datenfern- 
verarbeitung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Vergleich zu den EWG-Staaten, den 
USA und Japan? 

An welchen Weltraumprojekten will sich die 
Bundesregierung in den kommenden Jahren 
finanziell stärker beteiligen, und in welcher 
Größenordnung bewegt sich diese finanzielle 
Beteiligung, von der der Staatssekretär im 
Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie bei der Eröffnung der 16. Tagung der 
Internationalen Gesellschaft für Weltraumfor- 
schung gesprochen hat? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß die Deutsche Bundespost die Leerung 
der Briefkästen die an Sonntagen fast nur noch 
vormittags erfolgt, auf die Nachmittags- bzw. 
Abendstunden verlegt, damit alle, die ihre 
Post an Sonntagen aufarbeiten oder Grüße 
versenden, auch die Gewähr haben, daß die 
Sendungen noch am Sonntag zur Beförderung 
kommen? 

Ist die Antwort des Bundespostministeriums 
auf die Frage (Nr. 132, Drucksache 7/511) nach 
ordnungsgemäßer Behandlung und Zustellung 
von in der Bundesrepublik Deutschland auf- 
gegebenen eingeschriebenen Briefen in die So- 
wjetunion — daß von fast 3000 Sendungen von 
Januar 1972 bis Januar 1973 1918 Sendungen 
reklamiert und schließlich in 53 Fällen Nach- 
weis der Auslieferung erbracht worden sei — - 
so zu verstehen, daß gern. Verfügung des Bun- 
despostministeriums 115-5-2260-0 vom 7. Mai 
1973 der Empfänger im Ausland nicht unter- 
schriftlich quittiert haben muß, sondern ein 
entsprechender Postvermerk mit Tagesstem- 
pel aureiche, obwohl doch auch im Bundespost- 
ministerium bekannt sein dürfte, daß die 
Mehrzahl der Adressaten in der Sowjetunion 
des Schreibens kundige Akademiker sind, 
gilt das neue Verfahren auch für andere Staa- 
ten außerhalb des Ostblocks und denkt die 
Deutsche Bundespost vielleicht daran, dieses 
neue System auch in der Bundesrepublik 
Deutschland in bestimmten Fällen einzufüh- 
ren? 
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97. Abgeordneter 

Dr. Graf Lambs- 
dorff 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Verhal- 
ten der Postreklame GmbH, die eine Werbung 
der Kreditwirtschaft dann nicht zuläßt, wenn 
damit posteigene Wettbewerbszweige unmit- 
telbar betroffen werden, und welche Maßnah- 
men gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um diesen Mißstand zu beseitigen? 


98. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Deutsche 
Bundespost ihren Fernsprechbetrieb auf die in 
der kommunalen Neugliederung, z. B. in NW, 
geschaffenen größeren Gemeinden und Städte 
als Ortsnetze umstellt, um den betroffenen 
Bürgern und Unternehmen innerhalb eines 
Ortes Ferngespräche zu ersparen? 


99. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Welche Gründe - — * außer historischen — spre- 
chen dafür, daß bei der Deutschen Bundespost 
zwei Postsparkassenämter, nämlich München 
und Hamburg, eingerichtet sind, und würde 
die Bundesregierung in der Zusammenlegung 
beider Ämter einen Rationalisierungseffekt 
sehen und wenn ja, wann wäre mit einer 
entsprechenden Maßnahme zu rechnen? 


100. Abgeordneter 

Hoffie 


(FDP) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
heutige Vielzahl von Oberpostdirektionen 
noch sinnvoll ist, und hält es die Bundesregie- 
rung in diesem Zusammenhang für vertretbar, 
daß es Oberpostdirektionen mit komplett aus- 
gestatteten Fernmeldeabteilungen gibt, die nur 
ein einziges Fernmeldeamt betreuen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


101. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Unterlagen, 
aus denen sich einerseits die Entwicklung der 
Haushaltsmittel für die medizinischen Fakul- 
täten in den letzten zehn Jahren und anderer- 
seits die Entwicklung der Zahl der Studien- 
plätze für die Medizinstudenten in den letzten 
zehn Jahren ergibt? 


102. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Wird durch diese Unterlagen der weithin be- 
stehende Eindruck bestätigt, daß die Erhöhung 
der Zahl der Studienplätze — auch unter Be- 
rücksichtigung der gestiegenen Kosten — in 
einem krassen Mißverhältnis zum Ansteigen 
der Haushaltsmittel steht? 


103. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das in der Zeitschrift „Analysen" der Bundes- 
anstalt für Arbeit skizzierte Ausbildungs- und 
Berufsbild des Sportlehrers zutrifft? 
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104. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um gemäß ihrer Aussage im „Sport- 
bericht der Bundesregierung" (Drucksache VI/ 
1122) und im „Bildungsplan" (Drucksache VI/ 
925) im Rahmen von Bund- und Länderverein- 
barungen Modelle für Ausbildungs-, Studien- 
und Prüfungsordnungen für Sportlehrer zu ent- 
wickeln, und wie stellt sich die Bundesregie- 
rung die Lösung der von ihr im „Sportbericht" 
(Drucksache VI/1122) aufgezeigten Probleme 
im Zusammenhang mit der Aus- und Fortbil- 
dung, aber auch der vollen Integration in die 
Lehrerlaufbahn der Sportlehrer vor, die keine 
Staatsprüfung für das Lehramt an einer Schule 
abgelegt haben? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


105. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Welchen Mitgliedern der Bundesregierung 
oder des Deutschen Bundestages ist seit der 
7. Wahlperiode der wöchentliche Situations- 
bericht (nachrichtendienstliche Führungsinfor- 
mationen) des Bundes-Nachrichten-Dienstes 
regelmäßig zugänglich gemacht worden? 


106 . Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, ihrer eigenen 
Dr. Zimmermann Forderung nach „mehr Demokratie" zu ent- 
(CDU/CSU) sprechen, wenn dem Vertrauensmännergremi- 

um im Deutschen Bundestag nicht die wöchent- 
lichen nachrichtendienstlichen Führungsinfor- 
mationen zur Verfügung gestellt werden, die 
für ihre parlamentarische Kontrollfunktion er- 
forderlich sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


107. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Was bedeutet in bezug auf Berlin die im 
Schlußdokument mit Generalsekretär Leonid 
Breschnew ausgehandelte Formel „die strikte 
Einhaltung und volle Anwendung dieses Ab- 
kommens sind eine wesentliche Voraussetzung 
für eine dauerhafte Entspannung im Zentrum 
Europas und für eine wesentliche Verbesse- 
rung der Beziehungen zwischen den entspre- 
chenden Staaten, insbesondere zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sowjet- 
union" konkret? 
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108. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Hat Bundeskanzler Brandt in seinen Gesprä- 
chen mit Generalsekretär Breschnew die Auf- 
fassung durchgesetzt, daß Berlin in völker- 
rechtliche Vereinbarungen und Abmachungen 
der Bundesrepublik Deutschland — ohne Wi- 
derspruch der Sowjets — einbezogen wird, 
und ist nunmehr der einseitigen Interpretation 
des Vier-Mächte-Abkommens durch die So- 
wjetunion ein Ende gesetzt? 


109. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


Wann werden die, wie es im „Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über kultu- 
relle Zusammenarbeit" in Artikel 17 heißt, 
„erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzun- 
gen" in der Bundesrepublik Deutschland erfüllt 
sein, und wann rechnet die Bundesregierung 
mit dem Inkrafttreten des Kulturabkommens 
mit der UdSSR? 


110. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
ARD seit Jahren vergeblich bemüht, ein Re- 
porterbüro in Madrid einzurichten, und sieht 
die Bundesregierung eine Möglichkeit, im 
Hinblick auf diese Schwierigkeiten bei der 
spanischen Regierung zu vermitteln, nachdem 
spanische Journalisten in der Bundesrepublik 
seit jeher ungehindert tätig sein können? 


111. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
dem Ersuchen der Hilfsgemeinschaft „Freiheit 
für Rudolf Hess" e. V. vom 16. Mai 1973 bei 
der Europäischen Menschenrechtskommission 
in Straßburg für eine Entlassung des nunmehr 
achtzigjährigen ehemaligen Reichsministers 
Rudolf Hess aus der inzwischen 32 Jahre an- 
dauernden Inhaftierung in der Haftanstalt Ber- 
lin-Spandau einsetzen? 


112. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
Tatsache, daß der deutsche Staatsangehörige 
Rudolf Hess — unter Freispruch von der An- 
klage, Kriegsverbrechen und Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeit begangen zu haben, 
vom interalliierten Militärgerichtshof in Nürn- 
berg wegen Verschwörung und Verbrechen 
gegen den Frieden zu lebenslanger Haft ver- 
urteilt — bereits seit seinem Flug nach Eng- 
land im Jahre 1941 — also seit mehr als 30 
Jahren, davon die letzten in Einzelhaft — 
gefangen gehalten wird, noch im Jahre 1973 
bei den für den Vollzug der Haft zuständigen 
Regierungen dahin gehend zu intervenieren, 
daß diese gegenüber dem nun 80 jährigen 
Greis Gnade vor Recht ergehen lassen und 
ihm die Freiheit wiedergeben? 
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113. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Wie hoch sind die Gesamtaufwendungen des 
Bundes und der Länder für den Bau und die 
personelle und technische Ausstattung und Un- 
terhaltung deutscher Schulen in Südafrika, und 
wie hoch ist der zahlenmäßige Anteil deut- 
scher Staatsangehöriger an der Gesamtschüler- 
zahl? 


114. Abgeordneter 

Wrede 


(SPD) 


115. Abgeordneter 

Wrede 

(SPD) 


116. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit dem jetzt mit der UdSSR abge- 
schlossenen Kulturabkommen die weitere Ent- 
wicklung der Zusammenarbeit zwischen dem 
Deutschen Sportbund (DSB) und den sowjeti- 
schen Sportorganisationen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob in den zur 
Zeit gültigen Vereinbarungen zwischen dem 
Deutschen Sportbund (DSB) und den sowjeti- 
schen Sportorganisationen die Westberliner 
Verbände und Vereine in angemessener Weise 
einbezogen sind? 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um gemäß Artikel 9 des Kulturab- 
kommens mit der UdSSR die „Zusammenarbeit 
und den Austausch auf dem Gebiet des Sports 
und der Leibesübungen zu ermutigen"? 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
widerlegen, wonach die Sowjetunion angedeu- 
tet hat, daß sie bei Sportwettkämpfen mit Aus- 
wahlmannschaften der Fachverbände des Deut- 
schen Sportbundes, zu denen auch Teilnehmer 
aus West-Berlin gehören, die Bezeichnung 
„Bundesrepublik Deutschland/West-Berlin" 
durchsetzen will? 


118. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Meldungen vor, 
wonach für die Sowjetunion die Zugehörigkeit 
von West-Berliner Sportlern zu den Sportor- 
ganisationen der Bundesrepublik umstritten 
ist, und wie läßt sich diese Haltung gegebenen- 
falls mit dem Moskauer Vertrag und dem 
Berlin- Abkommen vereinbaren? 


119. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Verhaftung des 
Bonner Professors Dr. D. Tsatsos als fühlbare 
Belastung für das deutsch-griechische Verhält- 
nis an? 


120. Abgeoidneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte hat die Bundesre- 
gierung bislang unternommen, oder beabsich- 
tigt sie, um die Freilassung von Professor 
Tsatsos zu erwirken, und insbesondere inwie- 
weit ist die Bundesregierung bereit, einen Zu- 
sammenhang herzustellen zur geplanten Reise 
des Bundesaußenministers nach Griechenland, 
um die Chancen einer Freilassung von Pro- 
fessor Tsatsos zu verbessern? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


(SPD) 


2. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

(SPD) 


3. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, bei 
künftigen Änderungen des Grundgesetzes (z. 
B. für den Umweltschutz) auch das Recht der 
Bürger auf Sport ausdrücklich in das Grund- 
gesetz aufzunehmen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Spiel und Sport in unserer Gesellschaft wich- 
tige Lebensnotwendigkeiten sind und somit 
der Staat insgesamt die Verpflichtung hat, 
hierfür die erforderlichen Voraussetzungen zu 
schaffen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß es einem demokratischen und dem Bürger 
gegenüber aufgeschlossenen Verwaltungsstil 
entspricht, wenn Schreiben der Bundesmini- 
sterien an Bürger nicht mit einem Beglaubi- 
gungsvermerk versehen, sondern mit der Ori- 
ginalunterschrift des verantwortlich zeichnen- 
den Beamten dem Empfänger zugeleitet wer- 
den? 

Dürfen Besucher aus der DDR innerhalb der 
sogenannten Touristenzonen, wie z. B. zwi- 
schen Oberstaufen und Scheidegg, die Vorteile 
des erleichterten Grenzverkehrs in Anspruch 
nehmen? 


5. Abgeordneter 

Dr. Oetting 

(SPD) 


Welche Konsequenzen will die Bundesregie- 
rung aus der Erkenntnis ziehen, daß die BGS- 
Beamten gegenüber allen anderen Beschäftig- 
ten im öffentlichen Dienst, auch den Soldaten, 
dadurch bevorzugt sind, daß sie beim Aus- 
scheiden selbst dann ihre Abfindungssummen 
erhalten, wenn sie wiederum eine Position im 
öffentlichen Dienst annehmen? 


6. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, dafür 
Sorge zu tragen, daß fünf Monate nach Inkraft- 
treten des Waffengesetzes vom 19. Septem- 
ber 1972 den zuständigen Behörden endlich 
die vorgeschriebenen Vordrucke für Waffen- 
besitzkarten und Munitionserwerbscheine zur 
Verfügung gestellt werden, damit die uner- 
trägliche Beeinträchtigung der Sportschützen, 
Jäger und Waffengeschäfte beendigt wird, 
und ist die Bundesregierung gegebenenfalls 
bereit, den zuständigen Behörden die Ausstel- 
lung vorläufiger Waffenbesitzkarten und 
Munitionserwerbscheine zu gestatten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


7. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, noch vor der 
langfristig anstehenden europäischen Rege- 
lung eine Änderung des § 89 Abs. 3 Satz 1 
des Handelsgesetzbuchs, der die Entschädigung 
für „sogenannte“ Handels- und Versicherungs- 
vertreter regelt, wegen der auch von der Bun- 
desregierung zugegebenen Mißstände (siehe 
Stenographischer Bericht der 34. Sitzung S. 
1891) vorzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter 

Lenders 


(SPD) 


9. Abgeordneter 

Lenders 


(SPD) 


10. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Zahl der Unter- 
nehmen bekannt, die in der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Immobilien- und Kapital- 
markt immer wieder für Beteiligungen werben, 
die durch hohe abschreibungsbedingte Verlust- 
zuweisungen dem Kapitalgeber erhebliche 
Steuereinsparungen versprechen, und wie 
hoch war sie in den einzelnen Jahren seit 
1969? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Steuerverluste, die durch Wahrnehmung sol- 
cher Angebote durch private Kapitalanleger 
entstanden sind, und wie hoch schätzt die Bun- 
desregierung die Kapitalverluste von Anle- 
gern, die unseriösen oder bankrott gegange- 
nen Firmen dieser Branche ihre Spargelder 
anvertraut haben? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
durch die Mineralölsteuererhöhung anfallende 
Mehrwertsteuerbelastung für die Landwirt- 
schaft im kommenden Jahr? 

Warum hat die Bundesregierung bei ihrer Ant- 
wort auf die Frage des Abgeordneten Braun 
bezüglich Mehrwertsteuer bei Mühlenstille- 
gungsprämien in der Fragestunde vom 18. Mai 
1973 im vorletzten Absatz den einstimmigen 
Beschluß des Ernährungsausschusses des Deut- 
schen Bundestages in der Sitzung vom 8. Juni 
1972 zu einem Antrag des Abgeordneten 
Lensing, Drucksache VI/2817, nicht berücksich- 
tigt, mit dem klargestellt wurde, daß weder 
der federführende Ausschuß noch die Bundes- 
regierung eine Mehrwertsteuerbelastung bei 
Mühlenstillegungsprämien gewollt hatten? 

Kann die Bundesregierung erreichen, daß die 
bei Schweinfurt stationierten Hubschrauber 
der US-Armee, vor allem auch an den Wochen- 
enden, ihre zahlreichen Übungsflüge möglichst 
nicht über Wohngebieten (Niederwerrn, Gel- 
dersheim) durchführen, um so die Lärmbe- 
lästigungen zu vermindern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

13. Abgeordneter Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 

Ey rung, um die Arbeitsplätze der in auftrags- 

(CDU/CSU) schwachen Rüstungsbetrieben beschäftigten 

Menschen zu sichern, wie z. B. in Liebenau? 

14. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Engelsberger VEBA-Vorsitzenden von Benningsen-Förder, 

(CDU/CSU) daß es wahrscheinlich noch in diesem Jahr- 

zehnt Stromsperren wie in der Nachkriegszeit 
geben werde, da die Umweltschutzmaßnahmen 
den Bau von Kraftwerken verzögerten, und 
welche Konsequenzen will bejahendenfalls die 
Bundesregierung aus dieser Prognose ziehen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Aus welchen Gründen beruht die Ausstattung 
des Naturschutzes mit nur einem einzigen 
Referat im Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und der dort täti- 
gen Personenzahl (ein Referent, zwei Hilfsre- 
ferenten, teilweise zwei abgeordnete Wissen- 
schaftler bzw. Beamte des höheren Dienstes), 
v/enn man zum Vergleich die Ausstattung in 
den Länderressorts oder aber für vergleich- 
bare Gebiete wie Raumordnung (wo der Bund 
auch nur eine Rahmenkompetenz besitzt) und 
Umweltschutz (bis 1972 auch nur Rahmenkom- 
petenzen) im Bundesinnenministerium heran- 
zieht? 

Aus welchen Gründen waren in der Bundesan- 
stalt für Vegetationskunde, Naturschutz und 
Landschaftspflege 1972 nur neun Beamte als 
planmäßige wissenschaftliche Kräfte tätig, von 
denen die Mitarbeiter für die Vegetations- 
kunde abgezogen werden müssen, so daß tat- 
sächlich nur drei planmäßige Wissenschaftler 
das Potential der Bundesanstalt für Natur- 
schutz und Landschaftspflege ausmachen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

17. Abgeordneter Hat die Beanstandung des Nachtragshaushalts 
Katzer der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 

(CDU/CSU) stellte durch das Bundesministerium für Arbeit 

und Sozialordnung eine Verzögerung bei der 
Verwirklichung der Fortführung der Renten- 
reform vom September 1972 (flexible Alters- 
grenze, Verbesserung von Kleinrenten, Öff- 
nung der Rentenversicherung für Selbstän- 
dige) zur Folge, und gedenkt die Bundesregie- 
rung bejahendenfalls von der Beanstandung 
abzusehen? 


16. Abgeordneter 

Milz 

(CDTJ/CSU) 


15, Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 
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18. Abgeordneter 
Ferrang 
(CDU/CSU) 


Befürwortet die Bundesregierung eine Ände- 
rung der gesetzlichen Bestimmungen über die 
Rentenversicherung, durch die Arbeitnehmer, 
die infolge von Umstrukturierungsmaßnahmen 
in der Eisen- und Stahlindustrie im Saarland 
freigesetzt werden, den Bergleuten gleichge- 
stellt werden? 


19. Abgeordneter 
Ferrang 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung insbesondere eine 
Initiative ergreifen, um diesen Arbeitnehmern 
der Eisen- und Stahlindustrie den früheren 
Rentenbezug entsprechend dem Knappschafts- 
gesetz zu ermöglichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


20. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 

Dr. Oetting 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Warum können Sparverträge von Wehrpflich- 
tigen über Vermögenswirksame Leistungen 
nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz 
nicht nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
übernommen werden? 

Wann will die Bundesregierung Zuschüsse zur 
Krankenversicherung für Angehörige von Zeit- 
und Berufssoldaten vorsehen und damit die 
in der Privatwirtschaft übliche Regelung über- 
nehmen, daß tarifvertraglich ein Zuschuß des 
Arbeitgebers zur Krankenversicherung ge- 
zahlt wird, in der üblicher Weise die Ange- 
hörigen des Arbeitnehmers mitversichert sind? 

Wie erklärt die Bundesregierung angesichts 
des bekannten Mangels an Unterführern in der 
Bundeswehr die Tatsache, daß trotz Vorhan- 
denseins einer weitaus größeren Zahl geeig- 
neter Bewerber nicht mehr als 1000 Unter- 
offiziere mit Portepee Berufssoldaten werden 
können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


23. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten durch das Krankenhaus- 
finanzierungsgesetz eine Verordnung verab- 
schieden, um dadurch statistische Daten statio- 
närer Patienten nach Diagnose und Verweil- 
dauer in Akut- und Sonderkrankenhäusern 
zu erhalten? 


24. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu veran- 
lassen bzw. anzuregen, um gemeinsam mit den 
Ländern, Gemeinden und freien Trägern von 
Krankenhäusern Lösungen zu schaffen, durch 
die ein sich ergänzendes System von Kranken- 
häusern und Pflegeeinrichtungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland aufgebaut werden 
kann? 
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25. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte sind eingeleitet worden, um 
entsprechend dem Beschluß der OECD vom 
13. Februar 1973 in der Bundesrepublik 
Deutschland die Verwendung von polychlo- 
riertem Biphenyl (PCB) zu verbieten bzw. sie 
auf geschlossene Systeme (Kondensatoren, 
Transformatoren etc.) zu beschränken? 


26. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Wann kann mit dem Erlaß einer entsprechen- 
den Vorschrift gerechnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


27. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, daß die Deutsche 
Bundesbahn trotz der schwebenden Planfest- 
stellungs- und Raumordnungsverfahren im 
Zusammenhang mit der geplanten Errichtung 
eines Rangierbahnhofs München-Nord Grund- 
stückskäufe im Bereich des Allacher Forstes 
vornimmt und mit der „Gesellschaft für wirt- 
schaftliche Bautechnik mbH“ wegen einer 
Überbauung der Gleisanlagen des geplanten 
Rangierbahnhofs verhandelt, und wird durch 
diese Maßnahmen die Entscheidung über den 
Standort nicht präjudiziert? 


28. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Was gedenkt die Deutsche Bundesbahn zu tun, 
um die seit sieben Jahren im Gebäude des 
Bahnhofs Rüsselsheim leerstehenden und nicht 
genutzten Räume zweckentsprechend zu nut- 
zen? 


29. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Immer 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Dr. Eyrich 

(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, gemäß 
Beschluß des Bundestags vom 22. Januar 1969 
den bereits im vergangenen Jahr fälligen Be- 
richt über den Fortgang der Verkehrserschlies- 
sung des Zonenrandgebiets vorzulegen? 

Trifft die Ankündigung der Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz zu, daß auf der geplanten 
Bundesbahnschnellverkehrsstrecke von Köln 
über Siershahn und Limburg nach Großgerau 
im Westerwald ein Haltepunkt eingerichtet 
wird, der eine Anbindung an die Bundesbahn- 
strecken des Kreises Altenkirchen erhält? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
kehrsverhältnisse in der Stadt Zell im Wiesen- 
tal durch den steigenden Verkehr auf der Bun- 
desstraße 317 für die Bewohner zu einer fast 
unerträglichen Belastung geworden sind, und 
kann die Bundesregierung einen genauen Zeit- 
punkt nennen, zu dem Mittel vorhanden sind, 
um die geplante Umgehungsstraße zu bauen? 
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32. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß, wie DDP am 17. März 1973 
meldete, ein besonders großer Flugkörper 
stundenlang über Hamburg schwebte, ohne 
daß die amtlichen Stellen des Bundes mittei- 
len konnten, um welches Objekt es sich dabei 
handele und wie dieses über Hamburg aufge- 
taucht sei? 


33. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Welchen Stand hat das Planfeststellungsver- 
fahren der kleinen Umgehungs- bzw. Entla- 
stungsstraße der B 26/27 in Karlstadt/Main, 
bzw. wann wird es durchgeführt und abge- 
schlossen, und wann kann mit dem Bau des 
Projektes einschließlich der Straßenüberfüh- 
rung des schienengleichen Überganges in Karl- 
stadt-Nord gerechnet werden? 


34. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß, wie DDP am 17. Mai 1973 
desbahn zur Erweiterung der Gleisanlagen 
auf der Bundesbahn-Strecke Würzburg — Ge- 
münden bzw. im Bahnhofsbereich Karlstadt 
das Umgehungsstraßenprojekt (B 26/27) ver- 
zögern oder in Frage stellen, und wie sehen 
dafür die Planungen bzw. der Geländebedarf 
im Stadtbereich Karlstadt aus? 


35. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


In welchem Stadium befinden sich derzeit die 
Verhandlungen über den deutsch-österreichi- 
schen Staatsvertrag bezüglich der Auswir- 
kungen der Anlage und des Betriebs des Flug- 
hafens Salzburg auf das Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland, und wann ist für 
die betroffene Bevölkerung auf bayerischem 
Gebiet mit einer spürbaren Verbesserung der 
augenblicklich unerträglichen Lärmsituation zu 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
Dr. Stavenhagen daß die Deutsche Bundespost durch ihre Ge- 
(CDU/CSU) bührenpolitik die Datenfernverarbeitung be- 

hindert und somit im Widerspruch zur Förde- 
rung der Datenfernverarbeitung durch das 
Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie steht? 


37. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeu- 
Dr. Stavenhagen tung der Datenfernverarbeitung für die Ratio- 
(CDU/CSU) nalisierung von Wirtschaft und Verwaltung? 
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38. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


Ist das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie bereit, ein Gutachten zu vergeben 
zum Problem des Baus von Kernkraftwerken, 
insbesondere eines Kernkraftwerksverbunds 
im Meer? 


39. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


Welche Forschungsprojekte zum Problem des 
Transports von großen Elektrizitätsmengen 
werden zur Zeit vom Bundesministerium für 
Forschung und Technologie gefördert und wie 
beurteilt man die Möglichkeit des Einsatzes 
von Wasserstoff als Energieträger der Zu- 
kunft? 

Nachdem Staatssekretär Dr. Hauff auf eine 
entsprechende Anfrage im Bundestag zur Fra- 
ge einer Quantifizierung der Rationalisie- 
rungsmöglichkeit für die Einführung von Stan- 
dardpaketen ausgeführt hat, daß die Einfüh- 
rung eines Normpakets Vorteile für das Be- 
und Entladen, das Sortieren und die Stapel- 
fähigkeit der Pakete mit sich bringen würde, 
frage ich die Bundesregierung, ob diese Ant- 
wort auch beinhaltet, daß mit der Einführung 
einer Standardisierung der Paketgrößen Ko- 
stenersparnisse erzielt werden können? 

Ist mit der Einführung des Normpakets daran 
gedacht, die zur Zeit als Sperrgut zugelassenen 
nicht bandfähigen Paketsendungen künftig von 
der Postbeförderung auszuschließen, um durch 
die notwendig werdende zweigleisige Bearbei- 
tung von Paketsendungen Kostenersparnisse 
zu erzielen, und wie stellt sich in diesem Zu- 
sammenhang die Bundesregierung die Versor- 
gung der Bevölkerung auf dem flachen Land 
mit sperrigen Paketsendungen vor, wenn die 
Deutsche Bundespost ihren derzeitigen Dienst 
einschränkt, und wie sieht sie vor allem die 
Entwicklung der Beförderungsgebühren, wenn 
eine Verlagerung der Beförderung und insbe- 
sondere Verteilung solcher Postsendungen auf 
private Unternehmen umgelagert wird und das 
Problem entsteht, ob die dann entstehenden 
Gebühren nach den Selbstkosten berechnet 
oder unter Berücksichtigung allgemeinpoliti- 
scher Gesichtspunkte, wie sie zur Zeit bei der 
Deutschen Bundespost gelten, festgesetzt wer- 
den und zu entscheiden ist, wer dann das ent- 
stehende Defizit trägt? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost den 
Kraftpostreisedienst zum Ende dieses Jahres 
abgeben will, und welche Folgen hat dies für 
das beschäftigte Personal sowie für die betrof- 
fenen Gebiete unter Berücksichtigung der Ver- 
kehrsversorgung für die Bevölkerung? 


Bonn, den 1. Juni 1973 
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